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Präambel 

Die Justus-Liebig-Universität Gießen (JLU) kann zum Au�au, zur Fortentwicklung sowie zur Intensivierung der 
Zusammenarbeit, der Durchführung von gemeinsamen Vorhaben sowie des Erfahrungsaustausches in Forschung 
und Lehre Professuren gemeinsam mit kooperierenden wissenscha�lichen Einrichtungen, die keiner Hochschule 
zugehören (außeruniversitäre wissenscha�liche Einrichtungen) einrichten und besetzen (gemeinsame Beru-
fungsverfahren). Sowohl die JLU als auch die kooperierenden Einrichtungen arbeiten vertrauensvoll zusammen 
unter Wahrung ihrer jeweiligen Selbstständigkeit. Durch die organisatorische und personelle Verzahnung sollen 
die Kompetenz und Effizienz in Forschung und Lehre verbessert und nachhal�g gestärkt werden, damit sowohl 
die JLU als auch die außeruniversitären wissenscha�lichen Einrichtungen vom Zugewinn an wissenscha�licher 
Reputa�on im na�onalen und interna�onalen Bereich profi�eren. 
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§ 1 Allgemeine Voraussetzung 

Gemeinsame Berufungsverfahren zwischen der JLU und außeruniversitären wissenscha�lichen Einrichtungen 
können in Absprache zwischen der JLU mit der außeruniversitären wissenscha�lichen Einrichtung und nach Maß-
gabe des Hessischen Hochschulgesetzes (HHG) sowie der internen Regelungen der JLU in deren jeweils gül�gen 
Fassungen erfolgen, sofern die haushaltsrechtlichen Voraussetzungen der jeweiligen Berufung gegeben sind. 

§ 2 Modell des gemeinsamen Berufungsverfahrens 

(1) Auf Antrag des zuständigen Fachbereichs und im Einvernehmen mit der außeruniversitären wissenscha�li-
chen Einrichtung schreibt die Präsiden�n bzw. der Präsident der JLU die zu besetzende Professur im Namen beider 
Einrichtungen aus. 

(2) Gemeinsame Berufungsverfahren mit außeruniversitären wissenscha�lichen Einrichtungen erfolgen an der 
JLU in der Regel nach dem sogenannten Jülicher Modell (Beurlaubungsmodell). In diesem Modell werden die im 
Auswahlverfahren erfolgreichen Bewerberinnen bzw. Bewerber an die JLU grundsätzlich in ein außertarifliches 
Arbeitsverhältnis berufen und für eine Tä�gkeit bei der außeruniversitären wissenscha�lichen Einrichtung unter 
Wegfall der Bezüge beurlaubt, wobei sich die ausgewählte Professorin bzw. der ausgewählte Professor mit zwei 
Semesterwochenstunden an der Lehre der JLU beteiligt. 

(3) Die außeruniversitäre wissenscha�liche Einrichtung schließt mit der bzw. dem Berufenen einen eigenen Ar-
beitsvertrag. Der Arbeitsvertrag darf der gemeinsamen Berufung sowie den für das Verhältnis zwischen der JLU 
und der bzw. dem zu Berufenden geltenden Regelungen nicht widersprechen. Insbesondere darf kein Wider-
spruch zu den Rechten und Pflichten der bzw. des Berufenen als Hochschullehrerin bzw. Hochschullehrer beste-
hen. 

(4) Die bzw. der gemeinsam Berufene erhält von der außeruniversitären wissenscha�lichen Einrichtung im Rah-
men ihres bzw. seines dor�gen Arbeitsverhältnisses eine Gesamtvergütung. Die Gesamtvergütung darf nicht hin-
ter der zwischen der Universität und der bzw. dem Berufenen vereinbarten Gesamtvergütung zurückbleiben. Zur 
Gesamtvergütung gehören in der Regel die Grundvergütung einschließlich gewährter Zulagen, Zuschüsse sowie 
vergleichbare Zahlungen. 

§ 3 Zusammensetzung und Aufgaben der Berufungskommission 

(1) Das zuständige Dekanat des jeweiligen Fachbereichs der JLU setzt im Einvernehmen mit der Präsiden�n bzw. 
dem Präsidenten der Universität eine Berufungskommission unter Berücksich�gung der einschlägigen geltenden 
rechtlichen Regelungen sowie weiterer JLU-interner Vorgaben in deren jeweils gül�gen Fassungen ein. 

(2) Die außeruniversitäre wissenscha�liche Einrichtung bildet in der Regel eine eigene Auswahlkommission be-
stehend aus mehreren Mitgliedern. 

(3) Die Kommissionen können gemeinsam tagen und stellen in getrennten Abs�mmungen ihre Beratungsergeb-
nisse fest. Dabei entwickeln beide Kommissionen einen eigenen Berufungsvorschlag, der in der Regel drei Namen 
enthalten soll. Dem Berufungsvorschlag der Berufungskommission der JLU sollen zwei vergleichende Gutachten 
auswär�ger Fachleute beigefügt sein. Beide Kommissionen streben anschließend, vorzugsweise in einer gemein-
samen Sitzung, eine Einigung über die Reihenfolge der Bewerberinnen und Bewerber unter Abwägung der jewei-
ligen Qualifika�onsmerkmale auf dem Berufungsvorschlag an. Die Entscheidung über den abschließenden Beru-
fungsvorschlag erfolgt durch eine geheime Abs�mmung. Kommt eine Einigung nicht zustande, streben die Kom-
missionen in einer nochmaligen gemeinsamen Sitzung, an der auch der Präsident bzw. die Präsiden�n der JLU 
Gießen teilnehmen kann, eine Einigung über die Reihenfolge der Bewerberinnen und Bewerber auf dem Beru-
fungsvorschlag an. Kommt auch nach der nochmaligen gemeinsamen Sitzung keine Einigung zustande, endet das 
gemeinsame Berufungsverfahren. 
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(4) Die Mitglieder der Berufungskommission der JLU sowie die externen Gutachterinnen und Gutachter müssen 
frei von persönlichen Bindungen zu den Bewerberinnen und Bewerbern auf Grundlage der Richtlinien der Justus-
Liebig-Universität Gießen zum Umgang mit der Besorgnis der Befangenheit sein. 

 

§ 4 Personalgestellung 

(1) Soweit die bzw. der gemeinsam Berufene im Rahmen ihrer bzw. seiner Tä�gkeit Personal einsetzt, welches 
von der JLU oder einer außeruniversitären wissenscha�lichen Einrichtung für diese Tä�gkeit bereitgestellt wird, 
gilt Folgendes: 

(2) Die JLU und die außeruniversitäre wissenscha�liche Einrichtung sind sich darüber einig, dass das zu überstel-
lende Personal während der Tä�gkeit bei dem jeweils anderen Koopera�onspartner weiterhin in arbeitsrechtli-
cher Hinsicht dem Weisungsrecht des abgebenden Koopera�onspartners unterstellt bleibt. Ferner besteht Einig-
keit, dass das zu überstellende Personal arbeitsrechtlich nach wie vor im Betrieb des abgebenden Koopera�ons-
partners eingegliedert ist und eine betriebliche Einbindung des Personals in die Betriebsorganisa�on des aufneh-
menden Koopera�onspartners nicht sta�indet. 

(3) Soweit sich die JLU und die außeruniversitäre wissenscha�liche Einrichtung entgegen Absatz 1 nicht in der 
Lage sehen, dass das Weisungsrecht und die betriebliche Eingliederung des Personals bei dem abgebenden Ko-
opera�onspartner verbleiben, streben die Koopera�onspartner an, das Personal bei dem aufnehmenden Koope-
ra�onspartner für die Zeit der Tä�gkeit anzustellen. 

§ 5 Betriebliche Ordnung 

Die bzw. der gemeinsam Berufene unterliegt während ihrer bzw. seiner Tä�gkeit in der außeruniversitären wis-
senscha�lichen Einrichtung den dor�gen ordnungs-, arbeits- und sicherheitsrechtlichen Bes�mmungen und, so-
weit es für die Durchführung der Aufgaben erforderlich ist, auch den fachlichen Weisungen der dort verantwort-
lichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, unbeschadet ihrer sons�gen dienst- oder arbeitsrechtlichen Beziehun-
gen. 

§ 6 Individueller Kooperationsvertrag 

Näheres kann zwischen der JLU und der außeruniversitären wissenscha�lichen Einrichtung jeweils durch separate 
Vereinbarung geregelt werden. 

Gießen, den 30.04.2019 
Prof. Dr. Joybrato Mukherjee 
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